
Das Recht der Kirchen auf Selbstbestimmung unter hesonderer
Berücksichtigung der derzeitigen Arbeitsrechtsprechung

Von Ludwiıg Mösen  el, Köoöln*

DIE PROBLEMSTELLUNG

In etzter e1t en gesetzliche Bestimmungen, Gerichtsentscheidungen,
VOL allem aber auch Meinungsäußerungen gewichtiger Persönlichkeiten
WI1e die des Jesultenpaters VO  - Nell-Breuning‘) die Kirchen, iNre MeTr=-
anı un! iNre Einrichtungen auischrecken Jassen, weil S1e das Recht der
Kirchen, ihre Angelegenheıiten un 1nr Handeln selbst bestimmen, 1n
Hrage tellen Die An- un Eingriife für Eingeweihte eigentlich icht
überras  end kommen iın erster LANıe VO  5 gewerkscha{itlichen rTup-
PECNM, 1er insbesondere VO der „Gewerks  ait Öffentliche Diıenste, Trans-
POLL un! Verkehr OÖTV)S aber icht E VO dieser Seite, sondern auch
VO  n sonstigen Gruppen un Vereinigungen, d1ie ın der Bundesrepublik
eiNe wichtige spielen.
Die OTV bemüht sıch, ber einNne achgruppe AKTTCHN Mitarbeiter“
den Einrichtungen der Kirchen un! Klöster Fuß fassen. DIie Kirchen
en berechtigte Anzeichen aIiIiur anzunehmen, daß der Vorsitzende der
ÖTV, Kluncker, diese Anstrengungen persönlich Öördert Die Kirchen, 1NsS-
besondere die Katholische irche, SOWI1Ee d1ie vielen iıhr be1l- oder nachge-
ordneten Stellen un! Einrichtungen, W1e die en un! Carıtasver-
ande, en bıs Jetzt ahber noch eın großes Interesse gezelgt, mit der
OTV ber ne und andere Arbeitsbedingungen verhandel Für die
Gewerkschafiften sind dagegen die Kirchen, ihre Einriıchtungen un! VIeT=
an ausgesprochen interessant, we1l S1Ee mıt nahezu 500.000 Beschäftig-
ten nach der öffentlıi  en and insbesondere der Bundespost un!
Bundesbahn die größten Arbeitgeber ın der Bundesrepublik S1INd. Bıs-
her ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad zumındest W as die
OTV anbelangt noch qls iınımal bezeichnen. Man nımmt a daß
etwa bis Mitarbeiter SeENAUE Zahlen g1ibt nıiıcht Aaus

Generalvıkarlaten, evangelischen Landeskirchen, Diakonis:  en erken,
Carıtasverbänden un zugehörigen Einrichtungen iın der OTV organislert
SINd. ber die Tendenz ist steigend.

* TDie folgenden Ausffihrungen geben einen Vortrag wieder, der . 2 O9 auf
einer Veranstaltung der Vereinigung der Ordensoberinnen Deutschlands ge-
halten wurde.

OTV-Magazin 4/77, f Arbeit un Recht, 1/79, ff. Publik Forum 18/78,
6I Herder-Korrespondenz 5/78, AT ff£.: Stimmen der eit 5/77, Seite 302
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Während bisher VO  5 jedermann anerkannt die Kirche sowohl als
Glaubensgemeinschaft W1e auch als Arbeitgeber e1INe untrennbare Eın-
heıt 1st, moöOchte die ÖTV das WwI1Ird zumındest 1ın ihren Gesprächen mıiıt
Miıtarbeitern ın der Kirche deutlich dilese Einheit autuseinanderbrechen un!
die 1r Glaubensgemeinschaft anders behandelt WwI1ssen, als den
irchlichen Arbeitgeber. Uuberdem argumentiert die (G‚ewerks  ait imMmMer
wieder mi1t der ngeblichen Schutzlosigkeit des einzelnen Arbeitnehmers
un! der angeblichen Abhängigkeit der kirchlichen Arbeitnehmervertre-
Lungen Sowohl diese Absıicht als auch das grundsätzli orgehen der
ÖTV Arbeitgeber un MAV dıffamieren en 1ın der Vergan-
genheit itmals azu geführt, daß einıge Mitarbeitervereinigungen 1mM
katholis  en Raum gemeınsam Front mıiıt den irchlichen Arbeitgebern

die OTV gemacht en Das wurde besonders deutlich anla.
der 60 Bundestagung des „Zentralverbandes katholischer Kirchenange-
STE  er Deuts  ands VO 03 März 1977 in Kreield In den A
sprachen un Beschlüssen dieser Jahrestagung wurde ersichtlich, daß
sıch der ZKD en Versuchen der ÖTV, d1ie Kirchenangestellten sıch

ziehen, wıdersetzt. sich diese Haltung der enrza der Mitarbeiter
ın der Zukunit fortsetzt, muß allerdings bezweifelt werden, da VOL en
Dingen die OÖOTV Massıv die Mitarbeiter wıirbt un! melnes Erachtens
die Kırchen nıcht enugen! tun, den irchlichen Mitarbeitern ıhr beson-
deres erhältniıs ZU irchlichen Arbeıitgeber bewußt machen.

Das erben die Mitarbeiter un die offizielle Auseinandersetzung
mi1t den Kırchen auf en Ebenen begann damıit, daß VOT eiwa Jahren
VO  » der OÖOTV un! dem Marburger Bund versucht wurde, d1e nwendun
des Beiriebsverfassungsgesetzes vornehmlich 1ın kirchlich verbundenen
Krankenhäusern 1ın Ireier Rechtsträgerschaft durchzusetzen, ber das
Instrument des Betriebsrates Einfluß aut die ntwicklung des Kranken-
hauses nehmen. Dieser Weg wurde gewählt, we1ıl ın mehreren Landes-
krankenhausgesetzen Regelungen enthalten d  ©  9 die Wıngrifismöglich-
keiten nıicht Z Träger ehörender Personen vorsahen un noch VOI+-

sehen, die 1M Sinne der Gewerkschaften ausgenutzt werden sollten.
erinnere NUur das KH'  ® Rheinland-Pfalz, das KH'!  C ordrhein-
Westfialen un das KHG aden-Württemberg. Nach diesen Gesetzen
muß 1n en Krankenhäusern auch den kirchlichen eine Betriebs-
eitung gebi  e werden, die AUS leitendem Arzt, leitender Pflegekra:
un dem Leiter des Wirtschalits- un! Verwalftungsdienstes besteht un
zumındest ın Nordrhein-Westfalen eın Vorschlagsrecht bei Kinstellung
un: Entlassung des leitenden Personals besitzt (S 10A7 Abs HG) uber-
dem sind sogenannte QarZill! Vorstäande bilden, die weilitestgehende
Mitwirkungsrechte aben, W1e z. B die Mitentscheidung der rage, W1e
die Verteilung der Abgaben der liquidationsberechtigten AÄArzte die
arztlichen Mitarbeiter regeln ist (S$ Abs Z 21 KHG Rheinland-
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alz: SS 18, 25 KH'!  @) vgl auch 21 Abs KH  e Baden-Württemberg).In zunehmendem Maße werden dadurch zentirale organısatorische Fragender bisherigen Alleinentscheidung des Trägers enNtZOgen, die besondere
re ellung der irchlichen Krankenhäuser un ihrer ufgabengeleugnet und die iırchliche Krankenhäuser den Häusern 1ın staatlıcher
oder kommunaler Trägers  a gleichgestellt. Insoweit ist VOT em VeI-
welsen aut die „Vorschläge der Gewerks  aft Öffentliche Dienste, Trans-
port un: Verkehr Z wirtschaftli  en Betriebsführung der rankenhäu-
Ser  66 VO Dr1 1976, herausgegeben VO Hauptvorstand der OT  A In
diesen orschlägen el

„Darüber hinaus bedarf auch der Bereitschaft der Krankenhausträger,die Beschäftigten den Entscheidungsprozessen beteiligen. Voraus-
Setzung alr ist die Kınführung der parıtätischen Mitbestimmung Iur die
Krankenhäuser. Es ist notwendi1g, die Beschäftigten ın die Gestaltunggrundsätzlicher betriebswirtschaftlicher, innerorganisatorischer, personel-ler un! sozlaler Maßnahmen mi1t einzubeziehen. Hilerzu ist die Errichtungelines für das rankenhaus verantwortlichen Urgans erIiorderlich, das Z
Hälfite aus Vertretern des Krankenhausträgers un! AUS Vertretern der
Beschäftigten des Krankenhauses besteht Dadurch WwI1Ird siıchergestellt, daß
nıcht e  - die Krankenhausträger, sondern auch die Beschäftigten der
Krankenhäuser den Entscheidungen beteiligt siınd.“

In den Vorschlägen wird ann konkret die Bildung eiINes rankenhaus-
ausschusses als „Beschlußorgan des Krankenhausträgers“ gefordert. Die
Mitglieder des Krankenhausausschusses sollen sich Je Z Hälfte AaUuS Mg
gliedern des Krankenhausträgers un aus Vertretern der Arbeitnehmer
des Krankenhauses zusammensetzen, wobel die Arbeitnehmervertreter
Ma  ® Ore un sTtaune sich Je Z Haälfte AaUus betrieblichen un außer-
betrieblichen Vertretern zusammMensetizen sollen Die außerbetrieblichen
Vertreter der Arbeitnehmer werden VO den 1mM rankenhaus vertirete-
nen Gewerkschaften entisan

Da letztere also die Gewerkschaftsvertreter mit dem onkreten
rankenhaus ın der ege unmıiıttelbar nıchts tun aben, sieht Ma  )
deutlich, ın welche KRichtung der ors  ag au

ber noch gefährlicher ist die folgende Formulierung, ebenfalls aus denoben zıtierten Vorsghlägen entnommen:

„Die nachfolgen vorgeschlagene innere Betriebsführung des Kranken-hauses ist 1ın orm un:  © Aufbau für die Krankenhäuser aller Träger e1IN-schließlich der Universitätskliniken anwendbar Die gesetzlıch testgeleg-ten Beteiligungsrechte der etir1eDs- und Personalräte bleiben unberührt.Die zustaändigen Vertreter der Arbeitnehmer des Krankenhauses S1INd IS
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nach Trägerschaft die etriebs- bzw Personalräte. Um deren Mitwirkungvoll verwirklichen, mMuß die bisherige Kinschränkung, der Tendenz-
schutz“ (es müßte heißen Autonomieschutz), „entfallen Den Arbeitneh-
InNern ın Krankenhäusern kon{fessioneller und carıtativer Träger ürien
nıcht länger die echte un der chutz des Betiriebsverfassungsgesetzesbzw des Personalvertretungsgesetzes vorenthalten werden. Diese Kran-
kenhäuser Sind ebenso WI1e Krankenhäuser öÖffentlich-rechtlicher IrägerDienstleistungsbetriebe un icht mehr carıtative Kinrichtungen 1M histo-
rischen Sinn, näamlich Armen-Krankenhäuser.“ Ich wlederhole: „DieseKrankenhäuser Sind ebenso WI1e Krankenhäuser öffentlich-rechtlicher ATa-
Qer Dienstleistungsbetriebe un nıcht mehr carıtative Kinrıchtungen 1mM
historischen Sinn, namliıich Armen-Krankenhäuser.“ AÄAuch Krankenhäuser
konfessioneller und carıtativer Träger werden nach Auinahme 1n den
Krankenhausbedarfsplan Qaut Antrag aus Steuermitteln eIorde: Uun!
können durch entsprechende Berechnung der Pflegesätze die laufifenden
Betriebskosten ecken Eın eventuell erzlelter Überschuß Jahresende,der dem rankenhaus ZUEE Verfügung verbleibt, n uel iıcht als Gewıinn-
erzielung bezeichnet werden. urch den WegfTall des Tendenzschutzes WIrd
nıcht d1ie Tendenz des Trägers gefährdet. Die Versorgung der Kranken ist
der Daseins- un Betriebszweck des Krankenhauses, diesen als T’endenz

bezeichnen, ist n  1  1g
eutlicher annn InNnan ohl aum Papier bringen, daß INa  ; das Wesen
un die igenar eines irchlichen Krankenhauses nıcht verstanden hnat
oder verstehen ıll eutlicher ann Ma  5 ohl aum Zu USdTUC T1N-
gen, wohin der Weg gehen soll

Als eın welteres scheint sich abzuzeichnen, daß gerade bei der JjJüngerenGeneration VOoN Richtern un Politikern, selbst bel Lalen ın irchlichen
Einrichtungen sıiıch eın langsam einschlei  ender, er aber eın
gefährlicherer andel ın der Kinstellung A0 „verfaßten iırche“ voll-
ziehen scheint, der einem rheblichen WDen auf Unkenntnis der recht-
ichen Zusammenhänge beruht, aber S1'  erl auch tiefergehende Gründe
hat Das gleiche gilt hinsichtlich der Parteien 1ın Deutschland Selbst Par-
telen, die ın ihrem Enblem das „C(( Iühren, werden ın Zukunfft aum noch
sehr bereit se1n, unsere kir:  en Belange mi1t em Nachdruck VeI -
Lreten Wır ollten uns als irche keinen Illusionen ingeben. Nur Wenn
WIT als ırche un da SINd S1e als Vertreter der en besonders
gesprochen selbst 1CKS9a. ın die and nehmen, werden WI1TLr
noch eiwas andern, werden WI1Ir die sich abzel:  nende Ntwicklung ın
andere, unNns günstigere Bahnen lenken können. Sofortiges Handeln ist
allerdings nötig. Das leider immer wleder ZUL: Vorschein kommende
Zaudern un Theoretisieren ist auf Dauer gesehen der sichere Verlust der
heute noch vorhandenen AÄAutonomie der Kiıirchen
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JL DER VERFASSUNGSRBRECHTLICHE SCHUTZ DER KIRCHEN
AUF SELBSTBESTIMMUNG

Fragen WI1r uNs aher, woher die Kirchen das Recnht nehmen, den Gewerk-
chaiten den Zn unseren Kınriıchtungen verwehren, weshalb die
Kirchen VO. ihren Mitarbeitern mehr als 1U  — die Orrektie Erledigung
ihrer Arbeit ordern
Soweit das Zutrittsrecht der Gewerkschaiten geht, en dıe KI1r-
chen das Grundgesetz quti ihrer eıte, können S1e sich qaut die Artıkel ber
die Kirchenautonomie, aut Artikel 140 des Grundgesetzes 1n Verbindung
mi1t den Bestimmungen des Tilkels 137 eimarer Reichsverfassung, 1NS-
besondere die Absätze un un quti Artikel Abs Grundgesetz
berufen
Das edeutet, un! das sollten WI1T unNs immer wıieder 1nNs edächtnis
rufen, daß e1nNe Abschaffung des iırchlichen Selbstbestimmungsrechtes
TT durch eine Änderung des Grundgesetzes möglıch 1st. m aber das
Grundgesetz andern, bedari eiıner /3-Mehrhei sowohl 1M Bundes-
tag als auch 1mM Bundesrat Art 79 Abs GG) Solange eiNe solche VeI-

Tassungsändernde enrnel nıcht erreichbar S, SINd C1e Kirchen, W as
ihre KReligionsausübung un! ihr Selbstverwaltungsrecht etrı es  UtzZ
Artikel 140 lautet: „Die Bestimmungen der Artikel 136, S L3, 1539,
141 der Deutschen Verfassung VO 11 August 1919 S1INd Bestandteil dieses
Grundgesetzes.“
In Artıkel 137 Abs der W eımarer Keichsverifassung el „Die T@1-
heit der Vereinigung kKeligionsgesellschaften WIrd gewährleistet. Der
usammenschluß VO  w Religionsgesellschaften innerhal des Reichsgebietes
unterliegt keinen Beschränkungen.“
In Artikel 137 Abs „Jede Keligionsgesellschaft ordnet un verwaltet
ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Tanken des t{Üür alle
geltenden Gesetzes. Sie verlel. ihre Ämter ohne Miıtwirken des Staates
oder der bürgerli  en Gemeinde.“
In Absatz „Heliglonsgesellschaften, welche Körperscha{iten des Ofifent-
lichen echts SINd, SiNnd berechtigt, aufgrun der bürgerli:  en Steuerlisten
nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern erheben.“
Für uNnsSeTe Krörterungen ist 1n erster Linie der Artikel S Abs bedeut-
Sa we1ıl ın dieser Vorschrift die rage des Umfangs der Autonomie der
Kirchen grundgelegt worden ist DIie Absätze un: sollen er nıcht 1mM
einzelnen behandelt werden.

darf nochmals W1ıedernolen
„Jede Religionsgesellschaft ordnet un! verwaltet ihre Angelegenheiten
selbständig.“ Diese Vorschrifit WwI1rd auch heute ın der Kechtsprechung, der
Juristischen Liıteratur un der OÖffentli  en Meinung anerkannt. Proble-
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matisch un! umstriıitten 1ch werde das späater der Judikatur un
ihrer ntwıcklun aufzeigen ISE aber dle ra
elches SiNd ennn d1ie Angelegenheiten einer Religionsgesellschait, dlie
S1Ee selbständig erwalten un! ordnen hat? Gehören diesen Ange-
Jlegenheiten auch die er der Carıtas un der Diakonie mi1t ihren
Einrichtungen?
Nun, be1l diesen YFragen ist. eine Entwicklung eobachten

In den OomMMentiaren AT Welmarer KReichsverfassung wurden dıie Bereiche
irchliıcher absoluter Selbstbestimmung weitgehend katalogmäßig Qaufi-
geführt. Diese ataloge werden Z ‘Rell auch heute noch 110 den Kom-
mentlerungen des Grundgesetzes anerkannt. Die A Sozialarbeit
kam allerdiıngs 1ın diesen Katalogen der Kommentare ıcht VOLI: Die
Gründe hleriür sind einfach darzulegen Die kirchliche Sozlalarbeıt 1ın der
Weimarer Z,e1t WAar eın roblembereich zwischen Staat un Kırche Nach
damaligem Verständnis wurde S1e VO  ( jedermann eindeutig dem Kirchen-
bereich zugeordnet. Man brauchte darüber nıcht schreiben. Nachdem
1n der Ze1t nach dem Zweıiten Weltkrieg aber verstärkt die Auffassung
vertireien WITrd, daß der Staat fÜür die egelun. sozlaler TODIiIeme Zzum1n-
est M1 verantwortlich 1st, WeNnNn icht 9a vorrangıg tatlg werden
soLl, ist diese Frage problematisch geworden. erinnere insbesondere

eın Urteil des Bundesverfassungsgeri  tSs VO 18 1967  ), ın dem ja
nach langem Streit die Ta der Subsidiarität zwıischen öffentlicher un
freier Wohlfahrtspflege zugunstien der freien Wohlfahrtspflege entscnle-
den wurde.

In dem heute grundlegenden Kommentar VO.  D aunz-Dürig-Herzog-
Scholz®) wIıird dıe frelie Wohlfahrtspilege ZW ar noch AA Kern des inner-
irchlichen Bereichs gerechne mi1t der Wolge, daß S1Ee iıcht VO aa
gerege werden darf 1eSEe Auiffassung wird aber nıcht mehr allgemeın
vertreien; ich verweise 1inNsoweılt insbesondere aut einen Au{fsatz VOINn

Riıinken 1M Handbuch des Staatskirchenrechts*). Es 1st deshalb 1mMm einzel-
NenNn prüfen, inw1leweılt Carıtas oder Diakonie dem innerkirchli  en
Bereich gerechnet werden kann, der den Eingriffen des s{aatfes enizogen ist

Unstreitig 1St, daß Religionsausübung, olange S1Ee sich 1mM Rahmen der
allgemeinen Gesetze hält, den Eingriffen des Staates entzogen ist Unstrel-
L1g 1ST, daß d1ie l1LUrgıe un Wortverkündigung Religionsausübun 1ST.
Hinsichtlich des Bereiches der Carıtas un! der Diakonie WIrd das jedochZ

BVerfGE Z Seite 180 ff
3) Maunz-Dürig-Herzog-Scholz, Grundgesetz, Kommentar, Band un München, Stand

August 1979, Artikel 140, Rdz ff
Rinken, Die karitative Betätigung der Kirchen un Religionsgemeinschaften ın
Handbuch des Staatskirchenrechts, Berlin 1975, Band 2, Seite 345 ff
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'Teıl bestritten Das ann icht ingenommen werden. Nach katholischer
Au{ffassung 1st. Carıtas Religionsausübung; ist. relig10ses Handeln ohne
carıtatıve Betätigung nıcht möglıch; IsST Carıtas wesentlicher Lebensaus-
TÜ jeder christlichen Gemeins  alt. Das ist eindeutflg dem Evangelıum

entnehmen. Die Autoriıtäten sowohl der katholis  en qals auch der
evangelischen iırche en sich STEeIS diesem Grundsatz bekannt Das
Bundesverfassungsgericht®) hat ihm ausdrücklıi Grundrechtsschutz
erkannt, der durch Artikel Abs des Grundgesetzes ges  z ist.
Behinderungen carıtatıver, diakonis  er Tätigkeit ist TUr den Tısten
einNne ATt Bes  Trankun selner Religionsausübung, da ja (Gott 1m Näch-
sten dient Wenn aber Carıtas Religionsausübun 1St, annn unterliegt S1e
ın keiner Weise dem Eingrififsrecht des Staates, sondern alleın dem Selbst-
verwaltungsrecht der Kırche aran andert sıch auch nichts, daß der aa
seinerseıits reın auberlı betrachtet eLwa durch Betreiben VO.  - Kran-
kenhäusern, durch Unterhalten VO  a Kindergärten asselbe Iut W1e die
iırche Denn näher betrachtet ist Carıtas e1n allıu gegenüber dem
sozlalstaatlıchen Zurverfügungstellen VO  } Krankenhausbetten un: Kın-
dergärten, ist Carıtas Religionsausübung; 1st das Zurverfügungstellen VO  5

Krankenhausbetten un! Kindergärten reine Bedarisdeckung, die niemals
mehr War un! nlıemals mehr seın WI1Trd, da der aa VO  ) seinem grund-
gesetzli:  en Auftrag her weltanschaulich neutral Seın MU.

Dieser Grundsatz wird auch nicht dadurch berührt, dalß der Staat das 'LTun
der irche finanziell unterstutzt; ennn durch die finanzielle Unterstutzung
annn nicht das esen des carıtatıiıven uitrags äandern. 1G annn ZW arlr

die finanzielle Unterstutzung einstellen; ann muß aber die Kirchen
un ihre Liebeswerke auch aus der Bindung entlassen, die melstens mi1t
e1INer finanziellen Unterstutzung verbunden 1St; mußte sodann die
Pflegesatzvorschriften auihnebpen un! den Kiıirchen die Möglichkeit geben,
Pflegesätze frel testzusetzen.

Wenn also klargestellt 1ST, daß Carıtas und Dıakonie WI1e lturgle un
Wortverkündigung a Angelegenheıten Sind, die die Kirchen
grundsätzlich selbst regeln aben, bleibt dennoch das Problem, daß
viele untier den Autonomiebereich der Kirchen allende Angelegenheiten
1n den staatlıchen Bereich hineinwirken un diesen mitgestalten. Das gilt
auch iur die er der Carıtas un! der Diakonie. Eis ist er fragen,
ob dieses Hineinwirken ın den staatlıchen Bereich auch staatliche ruk-
turregelungen erlaubt, obwohl W1e festgestellt wurde relig1öses
Handeln der Kirchen vorliegt°®).

BVerfGE 24, 236 f£
vgl dieser Problematik das Urteil des BVerfG VO: Z 76 ZU Bremer Kir-
chengesetz; NJW 19706, 4 J Seite 2133 ff
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Grundsätzlich annn staatlıche egelung nıcht IUr achbereiche
untier eruIiung auf den „absoluten Innenraum der rche“ total C=
schlossen werden. Der Staat, könnte Z Obszöne Kulthandlungen verble-
ten oder eianren IUr Menschen innerhalb des Kultfrituals untersagen.
Das dürite unstreitig seın Doch Wenn das unstreitig 1St, stellt sich
gleich die Anschlußfrage: „Wiıe weıt ann die staatlıche Regelungsbeifug-
nNn1ıS ın den iırchlichen Raum hineinreichen?“ Nach welchen Krıterilien De-
stimmen sıch die staatlıchen Regelungsrechte bel Übergreifen ın den
Staatsraum? Das 1st die TOoBße, die eigentliche Frage LUr Carıtas un!
Diakonie 1n ihrem erhältnis ZU Sozlalstaat.
Professor Dr alter Leisner, rlangen, dessen Gedankengänge ich
miıich 1M Tolgenden bel meılınen Ausführungen anlehnen möOchte, entwiıckelt
1n seinem Au{isatz „Karıtas innere Angelegenheiten der Kirchen“”)
ber die TEe VON den „gestufiten Bereichen“ die sogenannte „verfifeinerte
Bereichslehre 1mM erhältnis Staat iırche‘“
Die „gestufte Bereichslehre“ besagt: Je mehr eine Tätigkeit der Kirche ın
den staatlıchen Zuständigkeitsraum hineinwirkt, desto staärker ist auch
die staatlıche KRegelbefugnis.
Zunaächst nthält dliese Aussage EeLWAaS ichtiges.
Bel einer näheren Konkretisierung WIrd allerdings diese Aussage sehr
ragliıch Wenn INa namlıch den „Bereich“ sehr allgemein faßt, eiwa
CHNCTEe HR als „SoZlalbereich“ oder „Krankenhausbereich“ un: diesen
Bereich reın nach der außeren Wirkung bestimmt, leg nahe, „das
Sozilale“ als einen Bereich sehen, ın dem die Regelungsintensität des
Staates sehr hoch SeIN dürfte, ın dem also alle staatlıchen Kingriffe —
N] waren Das aber gerade würde dem harakter der Carıtas als Reli-
gionsausübung wl1ldersprechen.
Die VO  ; Leisner entwickelte sogenannte „verfeinerte Bereichslehre“ geht
VON der Kechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts®) dUuS, welche ın
ZW el Trieılen olgende Grundsätze aufgestellt hat

Das Selbstbestimmungsrecht der Kırchen rfäahrt n der Sache begrün-
dete Kinschränkungen, Ssoweılt d1ie Kirchen staatlıch verliehene eIug-
N1ıSSe ausuüuben“. Denken WITr das Steuerrecht.) Das ist bei der
Caritas ın der ege icht der Fall, denn ler werden keine staatlich
verliehenen Befugnisse ausgeu
Im übrigen also SOoWweılt icht STaatlı: verliehene Befugnisse AaUuS-
eu werden ann die Entscheidung nicht TUr Gro.  ereiche, SONMN-
dern STEeis 1LUFr für einen konkreten Sachverhalt getroIfen werden,

Die öffentliche Verwaltung/ 475 ff
BVerfGE Il  7 Seite 385; NJ W 1976, 2143 :;ff.
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also eLiwa TUr die „Bereiche Krankenhausleitung  “ „Arbeitnehmer-
vertretung“” USW

Hat 119  _ 1ese Bereiche eng abgegrenzt, ist iragen, ob sich

„elementare e1lle der irchlichen Ordnung“” eınen Teilbereich
des „absoluten Innenbereichs“, eiıinen der staatlichen Regelungsbefug-
nN1ISsS völlig entzogenen Bereich der Kirchen handelt. In diesem g1bt keine
staatliche Regelungsbefiugn1s.
Dieser aDSOLUTIEe Innenraum, der jede staatliche egelun verbietet, WI1rd
durch ZzWel Kriıteriıen bestimmt

Wenn e1n esetz „dıe irche nıcht w1ıe den Jedermann Ta also WI1e den

urchschnittsbürger, sondern 1n ihrer Besonderheit als Kirche härter, ihr
Selbstverständnıis, insbesondere ihren geistig-religıösen Auftrag a 1S0O
anders als den normalen Adressaten“ dringt der Gesetzgeber 1n den
bsolut geschützten nnenraum ein; einNe solche egelun ist verfassungSs-
wldrig Ferner ann der Gesetzgeber nıcht regeln, WeNl irchliches Han-
deln 997  eInNne unmittelbaren Rechtswirkungen ın den staatlıchen Zuständig-
keitsbereichen Hhaft“ Dies 1st ZW ar TUr die 16 Rechtssetzung ZE=
sprochen, muß jedoch auch fÜür irchliches Tathandeln ın der Carıtas

gelten.
Es ist nicht verkennen, dal die Abgrenzung 1mM einzelnen sehr schwl1ie-
rıg 1st, da Ww1e oben bereıts ausgeführt fast ]jedes 1r Han-
deln auch WeNn INa  5 auf konkrete Sachverhalte beschränkt irgend-
Ww1e ın die Staatssphäre übergreifft. In verbleibenden Problem{iällen annn
die LOösung 1LUFr durch eine Wa zwischen irchlichen un! staatlıchen
elangen gefunden werden. 1eSsSe Wa muß nach folgenden (Ge-

sichtspunkten durchgeführt werden:
icht subjektiv nach Au{ffassung des Staates oder der Kirchen, SON-

ern obje.  1V nach dem Gewicht des jeweiligen andelns und dem

jeweiligen Interesse der Beteiligten.
icht T nach den Interessen des Staates der Verwirklichun des
durch das Grundgesetz vorgeschriebenen Verfassungsauftrages, sondern
auch nach den Interessen der ırche entsprechend der Beziehung
Mensch-Kirche-Gott.

{I11 DIE RECHT  CHUNG DER ARBEITSGERICHTE
Z SELBSTBESTI  UNGSRECHT DER KIRCHEN

Diese Darlegung mußte relativ aDSTIra Se1N. ber daß S1e gar nicht
aDSiIra. 1StT, bestätigt die Arbeitsrechtsprechung der er<  Ne Jahre,
der WI1Tr uns jetzt zuzuwenden en Diese Rechtsprechung beschäftigt
sich insbesondere mıi1t WwWel roblembereichen
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miı1t der rage der Geltung des Betriebsverfassungsgesetzes ın kareh-
iıchen Kınrichtungen STa der Mitarbeitervertretungsordnung, 1insbe-
Sondere mıiıt den zulässigen Aktivitäten der Gewerkschaften ın den
KEinrichtungen;
mıiıt der rage VO  } Kündigungen VO  ; Dienstnehmern Verstöße

dle elementaren Grundsätze der Kirche
ESs Ware VErMESSECNH, ın der MIr ZAWINE Verfügung stehenden e1t VO einer
Stunde Qauti die NEeUeTeEe Judikatur eingehen wollen Es können
1Ur Beispiele herausgegriffen werden. Kinige Verfahren Siınd noch
hängig, andere SINd rechtskräftig abgeschlossen.

Von großer Bedeutung S1Nd zunachst die VerTfahren, welche die Anwen-
dung des Betriebsverfassungsgesetzes auf 106 Kıinrichtungen Z
Gegenstand en Diese rage wurde insbesondere VO  > den Gewerk-
chaften hochgespielt, weil S1Ee hofften, mıit dem Außerkraftsetzen des

118 11 Betrlebsverfassungsgesetz als Gewerks  aft In die irchlichen Eın-
richtungen elangen können.

118 Betriebsverfassungsgesetz lautet:
„D1ieses (;esetz Lindet keine Anwendung auft Religionsgemeinschaften un:
ihre carıtatıven un erzleherischen Kinrichtungen unbeschade deren
echtsform.“ Das bekannteste Verfahren dürifte das des Wilhelm-Anton-
och-Hospitals sein®). In diesem Verfahren g1ing folgendes:
In einem ocher Krankenhaus hatte der Marburger Bund, also der Ver-
band der Angestellten un beamteten Ärzte Deuts  lands, die ra S11
geworfifen, ob iıcht ın diesem Tankenhaus SEa eiıner Mitarbeitervertre-
tung eın Betrlebsrat gewählt werden mUusse. Es handelt sich 1ler eın
Stiftungskrankenhaus. Die lftung ist 1850 genehmigt worden. Nach der
Z Zeıt des eriahrens geltenden Satzung hatte das Kuratorium des
Krankenhauses Mitglieder, wel davon jeweils die beiden kath
Pastöre in Goch; die fiüntf weılteren, die hinzugewählt wurden, mußten
katholische Männer AdUus Goch sSeıin Das Bundesarbeitsgeri  t hat ın seinem
Beschluß VOZ festgestellt, dieses rTrankenhaus Se1 icht

STLar die Kiıirche gebunden obwohl einNne katholische ıftung ISt:;
obwohl wel geborene Mitglieder Pastöre SINd; obwohl die anderen Mit-
lieder kath Männer eın mussen; obwohl das Trankenhaus dem Diöze-
san-Carıiıtasverband für das Bıstum unster als korporatives itglie
geschlossen 1st), daß das Krankenhaus VO  n den Vorschrifiten des Betriebs-
verfassungsgesetzes UuS$g!  I ware Der entscheidende atz des Ur-
teils lautet:

NJW 1976, Seite 1165 ff
10) NJW 1976 Seite 1165 ff
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„Kıne un des prıvaten echts ist, 1LUFr ann eine karıtatıve Eın-
ichtung eiıner Religionsgemeins  alt VO  } 118 I1 BetrVG, WEeNln die
Religionsgemeins  aft einen entscheidenden Einfiluß aut d1ie Verwaltung
der iftung hatı“
Eın solcher Einfluß wurde icht A gegeben angesehen.
DIie hiergegen eingelegte Verfassungsbeschwerde Tiuhrte Einde 1977 Z

Aufhebung des Urteils!!).
In den Leıiıtsatzen e1.

„1. Nach Artıkel 140 miıt Art 137 Al WRV SINd nıcht Kn die
organislerte ırche un dlie reCc selbständigen Teile dieser Orga-
nısatlon, sondern glle der Kirche 1n bestimmter W eise zugeordneten
Einrichtungen ohne UCKSI1! auft ihre echtsiorm Objekte, be1l deren
Ordnung un Verwaltung die iırche grundsätzlich frei 1st, wWwenn S1Ee
nach iırchlichem Selbstverständnis iıhrem Z weck oder ihrer Au{fgabe
entsprechend berufen sSind, eın Stück Aufftrag der Kirche ın dieser Welt
wahrzunehmen un erIullen
Das Betriebsverfassungsgesetz selbst erwelst sich, indem zugunsten
der Religionsgemeinschaiten un ihrer karıtatıven un erzieherischen
Einrichtungen unbeschade deren echtsfiorm 0 118 I1 eıiınen Aa UuS-

drücklichen Vorbehalt macht, iıcht als eın Ür alle geltendes esetz
Ks nımmt vielmehr m1t diesem Vorbehalt UT das verfassungsrechtlich
(Gebotene Rücksicht.“

Wenn auch die nwendbarkeit des Betriebsverfassungsgesetzes auf kirch-
liıche Einrichtungen VO Verfassungsgericht verneıint wurde, un somıit
den Gewerkschaften der Zutritt den irchlichen Einriıchtungen ber das
Betriebsverfassungsgesetz verwehrt wurde, gaben S1e dennoch nıicht
auf, sondern begannen erneu be1l den irchlichen Einrichtungen arnl

klopfen un: Einlaß egehren. Ihre Forderungen estanden darın, ın
irchlichen Einriıchtungen durch einrichtungsIremde Gewerkschaftsfunk-
10NAare Mitglieder werben un Aufklärungsarbeit betreiben dürfen In
den sich daraus ergebenden Streitigkeiten wurde VOIl den Gewerkschaften
Artikel Abs 1Ns Feld geIührt, der lautet:

„Das echt Z Wahrung un Förderung der Arbeits- un! Wirtscha{itsbe-
ingunge Vereinigungen bılden, ist für Jjedermann un TÜür alle Berufe
gewährleistet, Abreden, die dieses Recht einschränken oder ehindern
suchen, SInd nichtig, hlerauti gerichtete Maßnahmen sSind rechtswıldr1  66
Vorreiter Sind ın diesem Falle die Vollmarstein’schen Anstalten SeEeWESECN,
die leider das erfahren VOT dem Bundesarbeıitsger1 1978 VelIl -
loren haben un verurteıilt wurden?“*). Im el. el wörtlich

11) NJ W 1978, Seite 581 ff
12) Der Betrieb K9//6, eıte 892
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Die WwIrd verurteilt:

‚a  as nbringen VO  ; akaten, FYlugblättern, erbe- und Informations-
schriften der agerın durch VO  - dleser beaufitragte Vertreter auft Be-
anntmachungstafeln der Beklagten innerhal des Anstaltsgeländes

dulden, SOWelt 1ese sich ın Räumen efinden, 1n denen regelmäßı
sıch NnUur Bedienstete der eklagten aufhalten,

— dlie Verteilung VO Flugblättern, erbe- un: Informationsschriften
der agerın durch VO  ; dieser beauftragte Verireier Mitarbeiter
der eklagten dulden, SOWeIlt 1eSs ın den Za a) enannten
Räaäumen un! außerhal der Arbeitszeit es  1e

C) Vertiretern der ägerın den Zutritt den 1ın Za a) genannten Rau-
men ZA0U wecke der Informatıion un der Betreuung VO  _ Mitgliedern
der agerın un ZUB Werbung Mitglieder gestatten, SOWe1lt
die Kontaktaufifnahme mi1t den Mitarbeitern der eklagten außerhal
VO  > deren Arbeitszeıit geschle

— Die Zl a) Uun! enannten Plakate, Flugblätter, erbe- un
Informationsschriften dürfen NUu  — die Selbstdarstellung der Klägerın,
Informationen ber die Leistungen der ägerin un ber arbeılts- un
tarıfrechtliche FHragen SOWI1Ee die Au{ifforderun A0 Erwerb der MaIt-=
gliedschait bel der agerın ZA0E Inhalt aben  C6

Dieses Urteil findet HE aut die Vollmarstein’schen Anstalten, iıcht auft
andere Einrichtungen nwendun erfassungsbeschwerde 1st eingelegt,
die Ents  eldung 1st. 981/82 erwarten. In der Zwischenzeıit versuchen
die Gewerkschaiften WI1e viele angestrengtie Verfifahren zeigen mi1t
er Gewalt D UNsSeIe Einrichtungen einzudriıngen. Das wirit die Fa
auf, W1e INa  - siıch verhalten soll, wenn INa  5 persönlich Z Ents  eldung
auigerufen 1st. In der dürften S1ie bel dieser Entscheidung überior-
dert se1n, er meılne EmpfIehlung Verwehren S1e Aaus Solidarıitätsgrün-
den den Gewerkschaften zunaächst das Zutrittsrecht, un lassen Sie sich
für Ihr welteres orgehen unverzu VO zuständigen Diözesan-Carıl-
tasverband beraten. Nur WenNnnNn alle katholischen un evangelischen Eın-
richtungen be1 der Stange bleiben, können WITr gemeinsam eEeLWAS aus-

richten.

Von besonderer Bedeutung dürifite auch eın biısher nıcht veröiffentlichtes
Urteil des Arbeitsger1i  tS Rheine die TAankenNnaus mbH Burg-
steinfurt se1n, In dem die Betriebsratswahl angeordnet wurde. Die mbH
ist eın ökumenischer usammenschlu. der „Evangelischen Krankenhaus-
stiftung“ Burgsteinfurt un! der katholis  en ıl  un „Johann-Georg-
Hospital,Burgsteinfurt“. en der Begründung dem Urteil des Bundes-
arbeitsgerichts 1mM Goch hat das Arbeitsgericht Rheine die Anwend-
barkeit des 118 Abs Z Betriebsverfassungsgesetz deshalb beJjaht, weıl
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1er icht eıne ırche, sondern TD ZWeEe1 Kırchen gemeınsam auf die
Verwaltung des Hauses einwirken können. So kurzsichtig scheint also der
Beschluß des Zentralrates des DCV bzw der euts  en Bıiıs  oIiskonierenz
ber „Ökumenische TITrägerschafiten  C6 icht Sgewesecn Se1N.

Sovliel dem ersten roblemkreis, den 199828  ; noch mıit welteren Entschei-
dungen anreıchern könnte. Das annn ich, WI1e oben bereits erwähnt, 1Gn
Rahmen der MIr AD  I Verfügung stehenden eıt icht Iun.

Deswegen gehe ich ber Zu dem zweıten Troblemkreis Nämlıch der
ra der Kündigung VO  ) Diıenstnehmern schwerer Verstöße

elementarea Grundsätze oder WI1Ie in der Ankündigung
des rogrammes el Tendenzschutz-Klausel ın ormlosen oder schrıft-
lıchen) Arbeitsverträgen miıt weltlichen Arbeitnehmern. Hier glaube
ich 1st. die Kon{fusion noch größer als 1M ersten Fragenbereich.
Zunächst ist aut e1in Urteil des Bundesarbeitsgerichts Aaus dem Jahre 1956

verweisen?®). Diesem Urteil Jag folgender Sachverhalt ugrunde Eın
katholis  er Anstreicher War ıe einem katholis  en Tankenhaus be—-
schäftigt, un ZWal ber Tre Er wurde schuldlos eschieden un!
heiratete annn eın evangelisches adchen Das Bundesarbeitsgeri'  JE hat
diese Kündigung für rechtswirksam Yklärt Daß diese Rechtsau{ifas-
SunNng heute alım uifirecht erhalten würde, leg auft der and

Das zweite Urteil, das ich erwähnen möchte, ist eın Urteil des Landes-
arbeıtsgerichts Saarbrücken VO 10 1975??*) Hier handelt sıch
Tolgenden Tatbestand DIie Leliterin eines katholis  en Kindergartens heis
ratete eiınen es  ledenen Mann; ihr wurde darautfhin gekündigt. Das
Landesarbeitsgeri  i erklarie diese Kündigung fÜür rechtsunwirksam. In-
teressant ist die Argumentation d1leses Urteils Zunächst stellt das Landes-
arbeitsgeri  G ın Übereinstimmung mıit dem Arbeıitsgericht arbrücken
tatbestandsmäßig unwl1dersprochen fest, daß a dem Kindergarten grund-
sätzlıch iıcht gebetet wurde. Relig1öse Feste wurden TE einmal 1mM Jahr
vorbereitet, nämlich anla. des Namenstages des Pastors Das Landes-
arbeitsgericht annn sinngemäß AUS: Wie annn enn gen der Heirat
mit einem Geschiedenen, eın Kündigungsgrund vorliegen, WEn selbst
dıie katholische Kirche schon nıcht mehr einheitlich we1ıß, W as auf diesem
Gebiet rechtens Se1N soll Denn un wenigstens einer der Rıchter MU.
durchaus synodenkundig gewesen Seın ın der ürzburger ula habe
ja eın höherer Geistlicher VO „Schlupfloch der Barmherzigkeit“ geSPTIO-
chen; un! die Vorlage ber „Christlich gelebte Ehe un! Familie“ der
Synode, Ma der auch die ra der Rechtsstellung der wlederverheirateten
eschiedenen angesprochen 1st, se1l ja NUur mit eiıner Stimme der TUT die

13) Sogenanntes „Anstreicherurteil”, NJW 1956, 646 ff
14) NJW 1976, 645 ff
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Annahme der Vorlage erfiorderli  en enrheı angenommen worden, un!
das erst, nachdem der Präsiıdent der Synode, araına Döpfifner, wenige
inuten VOL der Schlußabstimmung YTklärt habe, die Deutsche Bischo{is-
konferenz werde e1nNn Votum ın dieser rage nach Rom richten. Wenn
diese ra aber ın der katholis  en Kıirche selber umstritten sel, ann
mMUSSe fÜür die Gerichte 1m Rahmen des Kündigungsschutzgesetzes doch
eın durchaus nachprüfbarer Raum en eın Wenn dieses Urteil auch
25 1978 VO Bundesarbeitsgeri  G wlıieder aufgehobe wurde??), sehen
Sie doch, W1e wichtig LUr Außenstehende eine einheitliche Haltung kirch-
iıcher Einrichtungen ist.

S 1st dann welter e1n Urteil des Lanı  erT  ts reiburg, bestätigt durch
das Oberlandesgericht arlsruhe, erwähnen*?®), 1n dem eine
öffentliche Demonstration IUr die Abschaffung des 218 StGB VO  ; Schü-
erınnen einer katholis  en f{reien chule ging Hılıer hat das berlandes-
gericht die Kündigung des Schulvertrages {ür echtmäßig erklärt.

Fuür gültig TYTklärt wurde auch eine Kündigung des Caritasverbandes für
die öln durch das Arbeitsgericht öln ıl einer Ents  eilidung VO

18 197617) Hıer handelt sıch die eirat e1iInNnes geschiedenen Man-
1165 mM1t der Ausbildungsleiterh: eiıner Familienbildungsstäfite ın öln Das
Urteil ist rechtskräftig.
Anders ents:  1e as Arbeitsgericht Köln?®) ın dem Kündigungsschutzver-
fahren einer Anästhesieärztin TAankenhaus einer katholischen KI1r-
chengemeinde 1mM Kölner Raum Die AÄrztin WAar schon VOL Jahren AUS der
katholis  en Kirche ausgetiretien und hatte das auch ordnungsgemäß durch
die Änderung der Steuerkarten undgetan Der Verwaltungsleiter hat das
angebli aber nicht dem Kirchenvorstand gemeldet. 111 1ler die
Rechtsirage offenlassen, inwliewelt sich der Kirchenvorstand die Nnier-
lassung sSe1INeSs Verwaltungsleiters zurechnen lassen muß, weil durch des-
SEeNMN Kenntnis des Kiıirchenaustritts die Frist für eine irıstlose Kündigung
verstrichen WAar. iel W1  er Sind die Entscheidungsgründe, 1ın denen

el „ Es braucht ın diesem Rechtsstreit nıcht entschieden werden,
ob der Kirchenaustritt der agerın e1INe schwere Verfehlung gegenüber
der irchlichen Gemeins  afit darstellt und welche Folgen dieser Austritt
nach Kirchenrech fÜür die agerın hat Der Kirchenaustritt der agerın
gehört eindeutig dem reın privaten Bereich der ägerin Es ist ın Eın-
schränkung der Auffassung des Bundesarbeitsgerichts CM ist das
sogenann(tfe „Anstreicherurteil“) unterscheıden zwıischen solchen Arbeit-
nehmern, die m1T speziıfisch tendenzbestimmten Arbeiten betraut SiNd, —

15) NJW 1978, Z
18) Oberlandesgericht Karlsruhe, Az 13 144/75
17) Familienrechtzeitung 1976, eıte 629 ff
l8) Urteil VO: 1976, Az Ca 1783/76
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enannten Tendenzträgern, un anderen, sogenannten Nıchttendenzträ-
gern DIie Tätigkeit ın eiInem katholischen rankenhaus besteht ın erster
Linie In der arztlıchen Behandlung un Versorgung der Patienten. Das
aber 1st e1inNne tendenzneutrale Au{igabe, Iür deren Erfüllung nıcht spezlelle
katholische Glaubensinhalte, sondern medizinisches Können un:! Wissen
maßgeben SINd 1ne Anästhesistin ist nach Art ihrer Tätigkeit keine Ten-
denzträgerin. Das ware anders eım Anstaltssee130rger‚ der füur die reli-
g1öse Betreuung der Patienten zuständig 15
Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf hat 1n der erufung e1n NÄ:  es
Urteil gefällt Das Bundesarbeitsgericht hat dieses Urteil nıcht mehr
entscheide brauchen, da sich die Parteien vorher vergliche en
Schließlich ist e1n Urteil des Arbeitsgerichts Darmstadt!? erwähnen,der Ssogenannte „Fachhochschulfall“ Hier ist Dozenten elner evangelischenYFachhochschule gekündigt worden, we1l S1e sıch einem Studentenstreik
beteiligt hatten, der die evangelische Zuielsetzung verstieß Das
Arbeitsgericht Darmstadt hat die Kündigung für unwırksam Tklärt mıiıt
der Begründung, die Kirche habe sıch mıiıt der Trägers  aft einer Hoch-
schule auf e1n Gebiet begeben, das unter staatlicher Au[isicht stehe Als
Träger eiıner staatlıch anerkannten prıvaten achhochschule habe S1Ee sıch
aber den staatlichen Gesetzen W1e eiwa 1ler dem Hessischen schul-
gesetz beugen.
Wie WI1T sehen, hat sıch auch u diesen Fragen noch keine endgültig SEC-festigte Kechtsprechung herausgebildet. Die bisher bestehenden Au{ifas-
Sungen für einen weıten Autonomiebegriff der Kirchen beginnen sıch ın
der KRechtsprechung ockern Besonders 1mM Arbeitsrecht ann 1M ugen-blick nıcht mehr eindeutig davon dQus  Ze werden, daß die Gerichte
ın en Fällen ugunsten der Kıiırchen entscheiden werden. Eın Eın-
schwenken der KRechtsprechung aut d1ie Ansıchten der OTV un anderer
Gewerkschaften erscheint durchaus 1mM Bereich des ögli  en Wenn WI1Tr
ıcht weltere grundlegende Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtsbekommen un: SINd mehrere Verfahren anhängig der Hrage, ob
un: 1n welchem Umfang die Kirchenautonomie es1  en bleibt, werden
WITr  A melnes Erachtens folgende Entwicklung beobachten Immer stärker
werden nıcht 1D praktis sondern auch durch die Kechtsprechunggestützt die OTV bzw. andere Gewerkschaften Einfluß ın unseren Eiln-
riıchtungen und Verbänden gewınnen. Was die rage des „Lendenzträgers“anbelangt, WIrd INa  ®) eiInem abgestuften System VO  5 „Tendenzträgern“1mM erhältnis „Nichttendenzträgern kommen“. Der Anstreicher wIıird
ann sicher eın „Tendenzträger“ mehr sSeın ber WI1e ist bel denAÄrzten? Wiırd INan den Hals-Nasen-Ohren-Arzt anders beurteilen, als
eiwa den Gynäkologen oder den Anästhesisten?

19) Arbeitsgericht Darmstadt, @5 279/76; bestätigt VO Landesarbeitsgericht Frank-
urt.
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komme ZAUUS Schlußfolgerung, also der Frage, WI1e WI1Tr 19885 künftig
verhalten en

ONSEQUENZEN FÜR KIRCHEN
UND KIRCHLICHE MI  ER

Erstens, meılıne ich Wır dürfen keine KOompromisse mıiıt dem Staat e1IN-
gehen, eiwa AdUus augenblicklichen finanziellen Überlegungen heraus, F
ın der ra der iLinanziellen Hörderung VON Sozlalstationen oder ande-
LEeN Diensten un: Kinrichtungen. icht zufällig kursiert 1M kommunalen
Raum der atz RE 3000,— Jahreszus tiüur einen Mitarbeiter
übernimmt eın freier Träger jeden Dienst, der ihm angetragen wird.“
Zwelitens: Von außerster Dringlichkeit ist die konsequente Ur  ührun.
der 1mM ırchlichen un: carıtativen Raum verbindlichen Vors  T11ien Das
el DIie konsequente Un  ührun der Mitarbeitervertretungsordnung;
die eindeutige Verankerung uNseTrTes irchlichen ufitrags 1ın den Dienst-
veriräagen; 1ne verstärkte Aufklärungsarbeit bel unseren Mıiıtarbeitern
durch Intensivierung elıner entsprechenden Schulungsarbeit; un nıcht
zuletzt, sondern VOL allem, die sorgfältige Prüfiung Mitarbeiter ın
der rage, ob WIr zuelnander Dassecnhn oder beiderseits 1n Gewi1issenskon-
f{likte geraten könnten, Wenn WITr m1ıteinander arbeiten.

Das Dritte ist der Mut Z energischen Abwehr VO  . Angriffen auftf rund-
gesetzlich geschützte echtsgüter durch Prozesse, erfassungsbeschwer-
den, Kechtsgutachten USW.

Das lerte ist die Überprüfung des ebraucns der KRechtsbegriffe S Te_n-
denzschutz“ un „Tendenzbetrieb“‘“ Wiır en uns In der Vergangenheit
leider auf das Talsche er‘ Sseizen lassen, oft VO  > „Lendenzbetrieb“ un
„Tendenzschutz“ gesprochen, WI1Ir VO  D der „Autfonomie der Kıirchen“
hätten sprechen mMuUussen DIie Bestimmungen des 118 Betriebsverfas-
Sungsgesetz unterscheiden eindeutig zwıischen „Tendenzbetrieben“ un
„Religionsgemeinschaften“. Aus dem Wortlaut des Gesetzes ist ersehen,
daß „Lendenzschutz“ un „Kırchenautonomie“ wel völlig verschiedene
Dinge S1INd.
In Absatz BetrVG el
„Auf Unternehmen un etrlebe, d1e unmıiıttelbar und überwiegend

politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, carıtatıven, erziehe-
rischen, wı1issenschaftlichen oder künstlerischen Bestimmungen oder
Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf d1ie Yti-
kel I, Abs In atz des Grundgesetzes Anwendung indet,

dienen, Linden die Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung, SoOoWweılt
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die Eigenart des Unternehmens oder des Betriebes dem entgegensteht. DIie
ÖS 106 D1is 110 Sind nicht, die SS 111 bıs K3 1U  — 1iNsSowelt anzuwenden, als
S1Ee den usgle1 oder die Milderung wirtschafiftlicher elile TUr den
Arbeitnehmer nIolge VONn Betrıiebsänderungen regeln
In Absatz BetrVG el dann aber ausdrücklich

„Dieses (‚esetz i1ndet keine nwendung auf Religionsgemeinschaften un
ihre carıtatiıven un erzieherischen Eiınriıchtungen, unbeschade deren
Rechtsifo

Wır mussen also Jlernen, ın vielen Faäallen VO. der „Autonomıie der Kirchen“
sprechen, die uNnlseIren carıtatıven erbänden un: Einrichtungen die

Schutzrechte des 118 Abs BetrVG un: der erwäahnten grun  esetZz-
i1chen Normen verbürgt, un iıcht ediglı VO „Tendenzschutz“ und
„Tendenzbetrieb“.
Fünftens, WI1Tr mMuUussen wlieder den Mut besitzen, den Katholis  en Glauben

bekennen un ben Denn juristisch lassen sıch die aufgeworfenen
TOobbleme nıcht lösen Die Lösung leg me1lnes Erachtens eiINZ1Ig un: alleın
darın, daß Y STEeTiSs daran arbeiten, durch Vorbild andere 1Lar-
beiter davon überzeugen, daß 1enst 1ın der Kirche nıcht JoD, sondern
Dienst Nächsten 1m Sinne Jesu Christı ıst
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